
Schriftliche Anfrage
des Abgeordneten Ludwig Hartmann 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
vom 20.04.2015

Schulobst- und -gemüseprogramm

Das EU-geförderte Schulobst- und -gemüseprogramm 
des Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ist seit 2010 ein wichtiger Bestandteil der Ernäh-
rungsbildung von (Klein-)Kindern. Das zeigen allein schon 
die stetig zunehmende Zahl an teilnehmenden Grund- und 
Förderschulen sowie seit 2014 auch Kindertagesstätten. Al-
lerdings deutet die Presseberichterstattung der letzten Wo-
chen und Tage darauf hin, dass im Nachweis-, Kontroll- und 
Abrechnungsverfahren zwischen der für das Programm ver-
antwortlichen Bayerischen Landesanstalt für Landwirtschaft 
(LfL) und den Lieferanten Überarbeitungs- und Verbesse-
rungsbedarf besteht. Laut Aussage mehrerer betroffener 
Lieferant(inn)en kam es im Rahmen des Schulobst- und -ge-
müseprogramms offensichtlich zu Zahlungsverzögerungen 
bzw. Zahlungskürzungen. 

In diesem Zusammenhang frage ich die Staatsregierung:

1.	a)	 Auf welche Summen belaufen sich die jährlichen Aus-
gaben des sogenannten Schulfruchtprogramms seit 
Einführung (bitte detaillierte Aufschlüsselung der jähr-
lichen Ausgaben)?

	 b)	 Wie hoch ist in absoluten Zahlen der Anteil an den Ge-
samtausgaben, der durch Fördergelder der EU abge-
deckt wird (bitte Entwicklung der Fördersummen bzw. 
-anteile seit 2010 aufschlüsseln)?

	 c)	 Wie viele Tage vergehen im Durchschnitt von der ers-
ten Schulobstlieferung – also vom Beginn eines Schul-
quartals – bis zur Bezahlung der Lieferant(inn)en für 
deren erbrachte Leistung? 

2.	a)	 In wie vielen Fällen standen zum 31. März 2015 im 
Rahmen des Schulfruchtprogramms noch Zahlungen 
an Lieferant(inn)en aus?

	 b)	 In welcher Höhe standen zum genannten Zeitpunkt 
noch Zahlungen an Lieferant(inn)en im Rahmen des 
Schulfruchtprogramms aus (bitte detaillierte Auflistung 
der entsprechenden Summen)?

	 c)	 Wie sind diese Zahlungsverzögerungen zu begründen?

3.	a)	 Inwiefern kann die Staatsregierung Auskunft darü-
ber geben, zu welchem Anteil die Versorgung durch 
Lieferant(inn)en aus direkter Umgebung der Einrich-
tungen (bitte Aufschlüsselung nach Lage im Umkreis 
der Einrichtung: weniger als 15 km, weniger 50 km) 
erfolgt?

	 b)	 Wie hoch ist der Anteil der Lieferant(inn)en, die keiner 
Groß- oder Einzelhandelskette angehören, sondern 
als regionale Kleinerzeuger/-innen bzw. -händler/-in-

nen Schulen und Kitas mit Obst und Gemüse versor-
gen?

	 c)	 Inwiefern werden Lieferant(inn)en über eventuelle Ab-
weichungen der Kinderzahlen in den Einrichtungen 
benachrichtigt, um z. B. die Lieferung von zu wenig 
bzw. zu viel Obst zu verhindern? 

4.	a)	 In wie vielen Fällen kam es seit 2010 zur Kürzung der 
Zahlungen an die Lieferant(inn)en (bitte detaillierte 
jährliche Auflistung)?

	 b)	 Welche Gründe müssen vorliegen, damit Zahlungskür-
zungen vorgenommen werden, und inwieweit werden 
den Lieferant(inn)en die Gründe für die Zahlungskür-
zungen dargelegt?

	 c)	 Auf welcher rechtlichen Grundlage erfolgen die Zah-
lungskürzungen?

5.	a)	 In wie vielen Fällen wurde die vorgegebene Zahlungs-
frist von drei Monaten seit Einführung des Programms 
2010 überschritten?

	 b)	 Aus welchem Grund/welchen Gründen wurde die 
Zahlungsfrist in den unter a) genannten Fällen über-
schritten?

	 c)	 Welche konkreten Bestimmungen des Zulassungs-, 
Nachweis- und Abrechnungsverfahrens zwischen LfL 
und Lieferant(inn)en basieren auf EU-rechtlichen Vor-
gaben bzw. auf Vorschriften seitens des Freistaats?

6.	a)	 Wie viele Tage betrug die längste Zahlungsverzöge-
rung an einen/eine Lieferanten/Lieferantin?

	 b)	 Wie viele Tage beträgt die durchschnittliche Zahlungs-
dauer an die Lieferant(inn)en seit Einführung des Pro-
gramms 2010?

	 c)	 Wie entwickelte sich der durchschnittliche Wert seit 
Einführung des Programms (bitte Durchschnittsdauer 
detailliert nach Jahren aufschlüsseln)? 

7.		 Gibt es seitens des Staatsministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten Pläne, das Schulfruchtpro-
gramm auf weitere Zielgruppen (bitte nach Zielgrup-
pen und geplanten Umsetzungszeitrahmen aufschlüs-
seln) auszuweiten?

8.	a)	 Inwiefern sind seitens der Staatsregierung Maßnah-
men zur Vereinfachung des Verfahrens und zwischen 
LfL und den Lieferant(inn)en, z. B. durch eine Belie-
ferung im Rahmen von Richtwerten statt festen Kin-
derzahlen und Grammwerten, angedacht bzw. welche 
möglichen Veränderungen werden konkret erwogen?

	 b)	 Welche Maßnahmen werden in Betracht gezogen bzw. 
sind geplant, um eine schnellere, betriebswirtschaftlich 
annehmbare Bezahlung der erbrachten Leistungen 
der Lieferant(inn)en zu erzielen?

	 c)	 Welche sonstigen Planungen gibt es seitens der 
Staatsregierung darüber hinaus, um das Schulfrucht-
programm für potenzielle Lieferanten, insbesondere 
regionale Kleinerzeuger, attraktiver zu machen? 
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	 c)	 Wie viele Tage vergehen im Durchschnitt von 
der ersten Schulobstlieferung – also vom Be-
ginn eines Schulquartals – bis zur Bezahlung der 
Lieferant(inn)en für deren erbrachte Leistung? 

Im Schuljahr 2014/15 betrug die Lieferperiode im 1. Quartal 
(01.08.2014 bis 31.10.2014, Lieferbeginn erfolgte nach den 
Sommerferien am 16.09.2014) 46 Tage und im 2. Quartal 
(01.11.2014 bis 31.01.2015) 92 Tage. Im 1. Quartal reichte 
der Lieferant im Durchschnitt nach 38 Tagen, im 2. Quar-
tal nach 25 Tagen den Antrag auf Beihilfe bei der Landes-
anstalt für Landwirtschaft (LfL) ein. Die Daten der Anträge 
wurden in den beiden Quartalen im Durchschnitt nach 42 
bzw. 40 Tagen von der LfL über das Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (StMELF) an die 
Bundeskasse Trier zur Auszahlung weitergegeben. Bis zur 
endgültigen Auszahlung durch die Bundeskasse, über die 
die EU-Mittel verwaltet werden, waren acht bzw. neun wei-
tere Tage erforderlich.

Festzuhalten ist, dass es sich beim EU-SOGP nicht um 
die Bezahlung einer Leistung handelt, sondern um die Aus-
zahlung einer von Bayern kofinanzierten EU-Beihilfe, die 
strengen verfahrens- und prüftechnischen EU-Vorgaben 
und einem entsprechenden Anlastungsrisiko unterliegt.

2.	a)	 In wie vielen Fällen standen zum 31. März 2015 im 
Rahmen des Schulfruchtprogramms noch Zahlun-
gen an Lieferant(inn)en aus?

Zum 31. März 2015 lagen der LfL 151 Anträge vollständig 
vor. Alle 151 Anträge wurden spätestens am 11. Mai 2015 
ausbezahlt.

Weitere vier Anträge lagen zum 31. März 2015 unvoll-
ständig vor und konnten daher nicht ausbezahlt werden. Die 
Antragsteller wurden zunächst telefonisch und dann schrift-
lich aufgefordert, die Unterlagen zu vervollständigen.

	 b)	 In welcher Höhe standen zum genannten Zeitpunkt 
noch Zahlungen an Lieferant(inn)en im Rahmen 
des Schulfruchtprogramms aus (bitte detaillierte 
Auflistung der entsprechenden Summen)?

Mit den o. g. 151 Anträgen wurde eine Summe in Höhe von 
769.913,00 EUR beantragt, bewilligt wurden 733.599,07 
EUR.

	 c)	 Wie sind diese Zahlungsverzögerungen zu begrün-
den?

Seit Beginn des Schulobst- und -gemüseprogramms 
(SOGP) im Jahr 2010 führt die LfL in jedem Abrechnungs-
quartal durchschnittlich zwei Auszahlungsläufe durch, in de-
nen grundsätzlich die gültigen Anträge ausbezahlt werden, 
die bis zu dem jeweiligen Zeitpunkt des Zahllaufs bei der 
LfL eingegangen sind. Dies setzt einen vollständigen An-
trag und dessen Prüfung voraus. Verzögerungen entstehen 
dann, wenn der Antrag nicht unmittelbar nach Ende der Lie-
ferperiode eingeht, unvollständig oder nicht plausibel ist.

Mit der Auszahlung am 11.05.2015 wurden alle am 
31.März 2015 vorliegenden, gültigen Anträge innerhalb der 
vorgegebenen Frist ausbezahlt. 

3.	a)	 Inwiefern kann die Staatsregierung Auskunft da-
rüber geben, zu welchem Anteil die Versorgung 
durch Lieferant(inn)en aus direkter Umgebung der 
Einrichtungen (bitte Aufschlüsselung nach Lage 
im Umkreis der Einrichtung: weniger als 15 km, 
weniger 50 km) erfolgt?

Eine Aufschlüsselung der Versorgung der Einrichtungen 
durch Lieferanten nach Lage im Umkreis der Einrichtung ist 
aus verwaltungstechnischen Gründen nicht möglich.

	 b)	 Wie hoch ist der Anteil der Lieferant(inn)en, die 
keiner Groß- oder Einzelhandelskette angehören, 
sondern als regionale Kleinerzeuger/-innen bzw. 
-händler/-innen Schulen und Kitas mit Obst und 
Gemüse versorgen?

Die derzeit über 900 zugelassenen Lieferanten sind nicht 
kategorisiert. Somit ist diesbezüglich keine Aussage mög-
lich.

	 c)	 Inwiefern werden Lieferant(inn)en über eventuelle 
Abweichungen der Kinderzahlen in den Einrich-
tungen benachrichtigt, um z. B. die Lieferung von 
zu wenig bzw. zu viel Obst zu verhindern? 

Nur die belieferte Einrichtung selbst kennt, im Unterschied 
zu Lieferant und LfL, die aktuelle Anzahl der berücksichti-
gungsfähigen Kinder, die von der Einrichtung oder deren 
Träger u. a. für die Statistik erfasst werden. Bei größeren 
Abweichungen der abgerechneten Kinderzahlen mit den 

Schuljahr 2009/2010 
ausbezahlt 

2010/2011 
ausbezahlt 

2011/2012 
ausbezahlt 

2012/2013 
ausbezahlt 

2013/2014 
ausbezahlt 

2014/2015 
geschätzt 

Gesamtbudget netto 
(EU und Bayern)

232.271 3.144.140 4.790.652 4.527.970 4.877.882 7.473.393

davon EU-Finanzie-
rung 

108.489 1.537.124 2.236.888 2.114.768 2.278.847 5.605.045

zusätzl. Finanzierung 
MwSt.-(Bayern)

16.259 220.090 335.346 316.958 341.452 523.138

Gesamtausgaben 
(Zeile 1 und 3)

248.530 3.364.230 5.125.998 4.844.928 5.219.334 7.996.531

Angaben in Euro

Antwort
des Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten
vom 29.07.2015

1.	a)	 Auf welche Summen belaufen sich die jährlichen 

Ausgaben des sogenannten Schulfruchtpro-
gramms seit Einführung (bitte detaillierte Auf-
schlüsselung der jährlichen Ausgaben)?

	 b)	 Wie hoch ist in absoluten Zahlen der Anteil an den 
Gesamtausgaben, der durch Fördergelder der EU 
abgedeckt wird (bitte Entwicklung der Fördersum-
men bzw. -anteile seit 2010 aufschlüsseln)?



Drucksache 17/7814 Bayerischer Landtag    ·    17. Wahlperiode Seite 3 

Kinderzahlen der offiziellen Statistik des Staatsministeriums 
für Arbeit und Soziales, Familie und Integration wurden die 
Lieferanten in der Regel telefonisch oder schriftlich auf die 
Diskrepanz hingewiesen. Eine Richtigstellung wurde so er-
möglicht.

Auch wurden zahlreichen Lieferanten nach telefonischer, 
schriftlicher oder E-mail-Anfrage die Kinderzahlen für die 
vergangenen Förderperioden laut Statistik in den jeweils 
belieferten Einrichtungen mitgeteilt. Dies waren teilweise 
umfangreiche Listen einzelner Lieferanten mit z. B. 344 be-
lieferten Kindergärten und Häusern für Kinder, bei denen die 
Kinderzahlen mit der Statistik abgeglichen und Abweichun-
gen dem Lieferanten mitgeteilt wurden. Die Mitteilung der 
LfL an einen Lieferanten konnte und kann aber nur rückwir-
kend erfolgen. 

4.	a)	 In wie vielen Fällen kam es seit 2010 zur Kürzung 
der Zahlungen an die Lieferant(inn)en (bitte detail-
lierte jährliche Auflistung)?

Im Rahmen der Verwaltungskontrolle der Beihilfeanträge 
kam es je Schuljahr bei folgender Antragsanzahl zur Kür-
zung der Zahlungen:

Schuljahr Anzahl der ge-
kürzten Anträge

durchschnittl. Kür-
zungsquote (Verhältnis 

bewilligter zu beantragtem 
Beihilfebetrag)

2009/10 teilw.  79 5,14 %

2010/11 399 7,81 %

2011/12 496 0,95 %

2012/13 557 3,23 %

2013/14 597 1,97 %

2014/15 teilw. 435 3,91 %

	 b)	 Welche Gründe müssen vorliegen, damit Zah-
lungskürzungen vorgenommen werden, und in-
wieweit werden den Lieferant(inn)en die Gründe 
für die Zahlungskürzungen dargelegt?

Die häufigsten Kürzungsgründe bei der Verwaltungskontrol-
le der Beihilfeanträge sind:
–	 Mindestportionsgröße (100 Gramm pro Kind) unter-

schritten,
–	 maximale Portionsanzahl überschritten,
–	 festgesetzter Portionspreis überschritten,
–	 Überschreitung der Antragsfrist,
–	 Doppelbelieferung (Einrichtungen, die mit zwei Lieferan-

ten Lieferverträge abgeschlossen haben),
–	 schulwöchentliche Lieferung nicht beachtet,
–	 zu hoch beantragte Kinderzahlen.
Die Kürzungsgründe werden im Bescheid aufgeführt. Zu-
sätzlich gehen für jede Einrichtung der beantragte und der 
bewilligte Beihilfebetrag aus dem Bescheid hervor.

	 c)	 Auf welcher rechtlichen Grundlage erfolgen die 
Zahlungskürzungen?

Grundlage für die Kürzung von beihilfefähigen Kosten sind 
insbesondere die Artikel 7, 11 und 13 sowie Artikel 13 der 
VO (EG) Nr. 288/2009.

5.	a)	 In wie vielen Fällen wurde die vorgegebene Zah-
lungsfrist von drei Monaten seit Einführung des 
Programms 2010 überschritten?

Die Zahlungsmodalitäten für die Schulobst- und -gemüse-
beihilfe regelt Artikel 11 Abs. 2 der VO (EG) Nr. 288/2009. 
Danach zahlt die zuständige Behörde die Beihilfe innerhalb 
von drei Monaten nach dem Tag der Einreichung des ord-
nungsgemäß ausgefüllten und gültigen Beihilfeantrags.

Im Schuljahr 2012/13 wurde diese Zahlungsfrist in drei 
Fällen überschritten. In den folgenden beiden Schuljahren 
wurde die vorgegebene Frist durch die LfL nicht überschrit-
ten.

Soweit dennoch Zahlungsverzögerungen über drei Mo-
nate hinaus auftraten, waren diese von den Antragstellern 
selbst zu vertreten (acht Fälle im Schuljahr 2013/2014; fünf 
Fälle im Schuljahr 2014/15). 

	 b)	 Aus welchem Grund/welchen Gründen wurde die 
Zahlungsfrist in den unter a) genannten Fällen 
überschritten?

Die Verwaltungskontrolle nahm mehr Zeit in Anspruch. 
Wesentlicher Grund hierfür war, dass drei Mitarbeiter das 
zuständige Sachgebiet verlassen haben und diese Stellen 
nicht umgehend wieder nachbesetzt werden konnten.

	 c)	 Welche konkreten Bestimmungen des Zulas-
sungs-, Nachweis- und Abrechnungsverfahrens 
zwischen LfL und Lieferant(inn)en basieren auf 
EU-rechtlichen Vorgaben bzw. auf Vorschriften sei-
tens des Freistaats?

Grundsätzlich sind alle relevanten Bestimmungen für die 
Gewährung von Beihilfen im Rahmen des EU-SOGP in der 
VO (EG) 288/2009 geregelt. In der bayerischen Richtlinie 
werden die Vorgaben konkretisiert, für die im Rahmen der 
EU-VO in Verbindung mit dem Schulobstgesetz des Bundes 
den Bundesländern eine entsprechende Regelungsermäch-
tigung eingeräumt wird. Demzufolge sind in der Bayerischen 
Richtlinie insbesondere folgende Vorgaben geregelt:
–	 Konkretisierung der zugelassenen Obst- und Gemüse-

sorten, der Zielgruppe, der Förderperiode, der Portions-
größe, -anzahl und des Portionspreises

–	 Festlegung, dass der Lieferant der Beihilfeempfänger ist 
(und nicht die Schule bzw. die Einrichtung) und dass der 
Belieferung der Einrichtungen ein schriftlicher Lieferver-
trag zwischen Lieferant und Einrichtung zugrunde liegen 
muss.

6.	a)	 Wie viele Tage betrug die längste Zahlungsverzö-
gerung an einen/eine Lieferanten/Lieferantin?

Die längste Auszahlungsdauer ab Eingang eines ordnungs-
gemäß ausgefüllten und gültigen Beihilfeantrags betrug 
195 Tage im Schuljahr 2013/14. Bei einer laufenden Vor-
Ort-Kontrolle des Lieferanten wurde festgestellt, dass eine 
Schule ohne Ausnahmegenehmigung am Programm teilge-
nommen hatte. Vor Auszahlung der Beihilfe musste die Fra-
ge einer möglichen Rückforderung geklärt werden. 

	 b)	 Wie viele Tage beträgt die durchschnittliche Zah-
lungsdauer an die Lieferant(inn)en seit Einführung 
des Programms 2010?

	 c)	 Wie entwickelte sich der durchschnittliche Wert 
seit Einführung des Programms (bitte Durch-
schnittsdauer detailliert nach Jahren aufschlüs-
seln)? 

Durchschnittliche Dauer vom Antragseingang bis zur Zah-
lung:



Seite 4 Bayerischer Landtag    ·    17. Wahlperiode Drucksache 17/7814 

Schuljahr 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 2014/15
Dauer in  
Kalendertagen

35,7 40,2 41,4 48,6 48,0

7.		 Gibt es seitens des Staatsministeriums für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten Pläne, das 
Schulfruchtprogramm auf weitere Zielgruppen 
(bitte nach Zielgruppen und geplanten Umset-
zungszeitrahmen aufschlüsseln) auszuweiten?

Die Europäische Union bemisst ihre Mittelzuweisung grund-
sätzlich an der Zahl der sechs- bis zehnjährigen Kinder. 
Darüber hinausgehende Mittel stehen nur zur Verfügung, 
wenn nicht alle Länder am Programm teilnehmen und so 
Restmittel an die Länder verteilt werden können, die im Rah-
men ihrer jährlichen Strategie zusätzliche Mittel beantragt 
haben. Davon profitiert derzeit auch Bayern. Ziel ist es auch 
künftig, im Rahmen begrenzter und jährlich neu festgelegter 
Mittel schrittweise, Altersgruppe für Altersgruppe, vorzuge-
hen. Zum Start 2010 konnten daher zunächst alle Kinder in 
Grundschulstufen der Klassen 1 bis 4 teilnehmen.

Mit der Ausweitung des EU-Förderanteils von 50 auf 
75 % der Nettokosten konnte zum Schuljahr 2014/2015 in 
einem zweiten Schritt auf die jüngere Gruppe der Drei- bis 
Sechsjährigen in den Kindergärten und Häusern für Kinder 
ausgeweitet werden. Die Ausweitung auf diese Altersgrup-
pe hat zu einer großen, noch immer wachsenden Nach-
frage geführt. Zum Halbjahr 2014/2015 waren bereits über 
150.000 Kindergartenkinder dabei. Das entspricht 43 % al-
ler Drei-bis Sechsjährigen. Mit einem weiteren Anstieg ist 
zu rechnen. Das laufende Kindergartenjahr 2014/2015 wird 
daher genutzt, die Ausweitung auf Kindergärten und Häu-
ser für Kinder zu evaluieren. Frühestens im Herbst 2015 ist 
abschätzbar, ob der finanzielle Rahmen ausreicht, um das 
Programm auf eine weitere Altersgruppe auszuweiten. Nach 
derzeitiger Einschätzung ist ein solcher Schritt ohne zusätz-
liche Finanzmittel nicht leistbar.

8.	a)	 Inwiefern sind seitens der Staatsregierung Maß-
nahmen zur Vereinfachung des Verfahrens und 
zwischen LfL und den Lieferant(inn)en, z. B. durch 
eine Belieferung im Rahmen von Richtwerten statt 
festen Kinderzahlen und Grammwerten, ange-

dacht bzw. welche möglichen Veränderungen wer-
den konkret erwogen?

Konkrete Maßnahmen zur Vereinfachung werden derzeit 
entwickelt und auf ihre Umsetzbarkeit hin geprüft. Die Ein-
führung eines Online-Verfahrens zählen ebenfalls dazu wie 
eine Vereinfachung von Liefervorgaben, soweit EU-recht-
liche Bestimmungen dies erlauben und die Ziele des Pro-
grammes nicht gefährdet werden. 

	 b)	 Welche Maßnahmen werden in Betracht gezogen 
bzw. sind geplant, um eine schnellere, betriebs-
wirtschaftlich annehmbare Bezahlung der erbrach-
ten Leistungen der Lieferant(inn)en zu erzielen?

Das EU-SOGP zielt darauf ab, die Wertschätzung von Obst 
und Gemüse bei Kindern zu steigern und die Entwicklung 
eines gesundheitsförderlichen Ernährungsverhaltens zu un-
terstützen. 

Jeder Unternehmer, der sich als potenzieller Schulfrucht-
lieferant listen lassen möchte, hat im Vorfeld die Möglichkeit 
und Pflicht, die Modalitäten des EU-SOGP einzusehen und 
für sich selber zu entscheiden, ob die vorgegebenen Rah-
menbedingungen für ihn betriebswirtschaftlich annehmbar 
sind oder nicht. Durch das EU-SOGP hat sich ein neues 
Geschäftsmodell entwickelt, in dem sich Lieferanten auf die 
Belieferung der teilnehmenden Einrichtungen mit Obst und 
Gemüse spezialisiert haben. Dies kann als Hinweis gewertet 
werden, dass die Rahmenbedingungen für die überwiegen-
de Mehrheit der Lieferanten betriebswirtschaftlich attraktiv 
sind. Um dennoch eine Beschleunigung des Verfahrens zu 
erreichen, werden derzeit inhaltliche und verfahrenstechni-
sche Vereinfachungen geprüft (siehe Antwort zu Frage 8 a).

	 c)	 Welche sonstigen Planungen gibt es seitens der 
Staatsregierung darüber hinaus, um das Schul-
fruchtprogramm für potenzielle Lieferanten, ins-
besondere regionale Kleinerzeuger, attraktiver zu 
machen? 

Das EU-SOGP ist bereits seit Beginn des Programmes für 
potenzielle Lieferanten attraktiv. Die Zahl der Lieferanten 
hat stets zugenommen. Derzeit sind annähernd 400 Schul-
fruchtlieferanten aktiv. 


